
Stellungnahme CSRD-RUG 
Lobbycontrol + Die Bürokratiemonster

Lobby Control setzt sich dafür ein, dass Politik für alle gemacht wird. Eine gerechte 
Demokratie wird nicht von den einflussreichsten Lobbyist*innen bestimmt, sondern von uns 
allen in einer aktiven Zivilgesellschaft. Deshalb streiten wir für Transparenz, demokratische 
Beteiligung und klare Schranken bei der Einflussnahme auf Politik und Öffentlichkeit. Mit 
LobbyControl wird Demokratie transparent und lebendig!

Die Bürokratiemonster sind das satirische Gegen Narrativ zum Bürokratie-Bashing. Sie 
kämpfen für Bürokratie zum Schutze der Demokratie. Sie verfolgen vor allem einen 
Bildungsauftrag, indem sie der Öffentlichkeit den Wert von Bürokratie erläutern möchten. Mit 
einem besseren gesellschaftlichen Verständnis von Bürokratie erhoffen sich die 
Bürokratiemonster eine differenzierte Diskussion, welche Bürokratie gesellschaftlichen 
Mehrwert bringt und welche nicht.

Einführung
Die nationale Umsetzung der Corporate Sustainability Reporting Directive (CSRD) durch das 
CSRD-Änderungsumsetzungsgesetz (CSRD-RUG) ist notwendig und längst überfällig. 

Mit der CSRD sollte laute der ehemaligen EU-Kommissarin für Finanzdienstleistungen, 
Finanzstabilität und Kapitalmarktunion Mairead McGuiness Nachhaltigkeitsberichterstattung 
auf eine Ebene mit Finanzberichterstattung gehoben werden1. Dies wurde auch von der 
Bundesregierung unterstützt, denn Nachhaltigkeitsdaten bilden die Basis für eine – wohl 
unbestriten notwendige – ökologische und gleichzeitig sozial gerechte Transformation der 
Wirtschaft. 

Sie sind die notwendige Voraussetzung, um einen kohärenten gesetzlichen Rahmen für  
eine vergleichbare und gleichzeitig glaubwürdige Berichterstattung zu schaffen. Was in der 
Finanzberichterstattung mit dezidierten Standards erreicht wurde, kann auch in der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung erreicht werden.

Die von EFRAG dazu erarbeiteten Standards, die European Sustainability Reporting 
Standards (ESRS), sind zwar Zielscheibe für vielerlei Kritik, aber sie basieren größtenteils 
auf EU-Regulierung sowie den erprobten Vorgaben der Global Reporting Initiative, und 
werden inzwischen von zahlreichen Unternehmen in ganz Europa genutzt. Die durch das 
erste Omnibus-Paket der EU-Institutionen vorgeschlagenen Änderungen, die sich auch in 
den ESRS widerspiegeln werden, betrachten hingegen auch gewichtige Teile der Wirtschaft 
sehr kritisch.2

Daten, die durch die ESRS erhoben werden, sind die Grundlage sowohl für die 
sozialökologische Transformation als auch für den European Green Deal als Ganzes. Denn 
die Sustainable Finance Disclosure Regulation, das EU-Lieferkettengesetz (CSDDD) sowie 

1“For the first time – and this is how significant this debate and this Directive is – we are putting 
sustainability reporting on an equal footing with financial reporting.” Quelle: 
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/SPEECH_22_6747 
2https://www.weareeurope.group/documents/content/D-H5IY4FSOiDRvyFy3fpDwoc?download=0   
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https://www.weareeurope.group/documents/content/D-H5IY4FSOiDRvyFy3fpDwoc?download=0
https://www.lobbycontrol.de/ueber-uns/
https://buerokratiemonster.eu/de/


auch das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) funktionieren nur mit einem 
Mindestmaß an Transparenz zu den negativen Auswirkungen von Unternehmen auf Mensch 
und Natur.

Lobbycontrol und Die Bürokratiemonster beobachten mit großer Sorge die jüngsten – auch 
von der deutschen Bundesregierung vorangetriebenen - Bestrebungen, die Europäische 
Union einer gründlichen Deregulierungskur zu unterziehen. Dies begann mit dem Omnibus 
zur CSRD, CSDDD und EU-Taxonomie, aber führt nun viel weiter.3 Das US-amerikanische 
Department of Government Efficiency und Elon Musk sind nicht in persona, aber im Geiste 
seit der Antwerp Declaration sehr präsent im politischen Diskurs4. Große 
Industrielobbyverbände diktieren den Kurs, obwohl es genügend Stimmen aus der 
Wirtschaft gibt, die sich dem entgegenstellen.5, 6, 7

Das Verfahren zum ersten und auch zu den folgenden Omnibussen ist nunmehr auch Grund 
für gesonderte Aufmerksamkeit der Europäischen Bürgerbeauftragten (Ombudsfrau), Teresa 
Anjinho. Sie hat die Verfahren aufgrund fehlender Transparenz, eines fehlenden 
glaubwürdigen Multi-Stakeholderansatzes, und allgemein einem Mangel an demokratischer 
Legitimität deutlich kritisiert.8 Die derzeitige Mobilisierung9 in Frankreich rund um die Loi 
Duplomb zeigt auf, wie schnell die gesellschaftliche Stimmung kippen kann, wenn 
ausschließlich die Interessen von einigen mächtigen Großkonzernen berücksichtigt werden.

Wir möchten uns in dieser Stellungnahme zu folgenden Punkten äußern:

1. Geänderter Anwendungsbereich
2. Digitales Tagging
3. Abschlussprüfung
4. Interessenkonflikte und Vertragsbruch beim DRSC 

1. Geänderter Anwendungsbereich
Der Entwurf sieht vor, die Anzahl der berichtspflichtigen Unternehmen im Vergleich zu den 
Vorgaben der ESRS-Kommission erheblich zu reduzieren. Der ursprünglich von der CSRD 
vorgesehene Scope gilt bis zum Abschluss des Omnibus-Verfahrens noch immer und sollte 
von der Bundesregierung nicht vorweggenommen werden. Die Reduktion auf 3.900 
Konzerne würde:

● Transparenz in Wertschöpfungsketten und Branchen mit hohem Risiko für 
Menschrechtsverletzungen (z. B. Textil, Automobil) und Korruption (u. a. Mining und 
Energie) deutlich einschränken,

● einen Wettbewerbsnachteil für deutsche Unternehmen schaffen, die sich zu 
ambitionierten Reporting-Standards bekannt haben,

● die Koordination mit EU-weiten Sorgfalts-Anforderungen (LkSG, CSDDD) 
erschweren, da relevante Daten nicht mehr in ausreichender Breite verfügbar wären.

Den Mittelstand von Berichts- und Sorgfaltspflichten komplett auszunehmen, läuft dem 

3https://corporateeurope.org/en/deregulation-watch   
4https://reclaimfinance.org/site/en/2025/03/06/eu-omnibus-a-playground-for-industry-lobbies/   
5https://starke-wirtschaft.eu/   
6https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/klima-nachhaltigkeit/eu-lieferkettengesetz-allianz-und-nestle-  
warnen-vor-kehrtwende-110584461.html 
7https://www.we-support-the-csddd.eu/   
8https://www.ombudsman.europa.eu/en/news-document/en/208113?  
utm_source=some_eo&amp;utm_medium=linkedin_organic&amp;utm_campaign=omnibus_letter 
9https://petitions.assemblee-nationale.fr/initiatives/i-3014   
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Gedanken einer sozialökologischen Transformation der Wirtschaft völlig zuwider, da dem 
Mittelstand als Rückgrat der deutschen Wirtschaft eine enorme Bedeutung auch in der 
Transformation zukommt.

Besonders kritisch bewerten wir, dass die Bundesregierung im aktuellen Referentenentwurf 
nicht nur die bereits verabschiedete zeitliche Verschiebung der sogenannten zweiten und 
dritten Welle („Stop-the-Clock“-Regelung) aus der Omnibus-Richtlinie (EU) 2025/794 
umsetzt, sondern darüber hinaus auch über die europarechtlichen Vorgaben hinausgeht. 
Der Entwurf sieht vor, dass mit Blick auf die „1:1-Umsetzung“ der CSRD Unternehmen mit 
weniger als 1.000 Mitarbeitenden nach nationalem Recht bis zum Geschäftsjahr 2027 von 
den Berichtspflichten ausgenommen werden. Damit wird nicht nur der bisherige europäische 
Schwellenwert von 250 Mitarbeitenden faktisch ausgehebelt – es wird darüber hinaus auch 
eine mögliche Ausweitung des Anwendungsbereichs antizipiert, die auf EU-Ebene noch 
nicht beschlossen ist. Diese proaktive Abschwächung des Anwendungsbereichs entbehrt 
jeder demokratischen Legitimation, untergräbt das Ziel der europaweiten Vereinheitlichung 
und mindert die Verfügbarkeit relevanter Nachhaltigkeitsdaten für Marktteilnehmer, 
Aufsichtsbehörden und zivilgesellschaftliche Akteure erheblich. Die Bundesregierung schafft 
damit nicht nur Rechtsunsicherheit, sondern signalisiert auch einen politischen Rückzug aus 
der Verantwortung für eine wirksame Nachhaltigkeitstransformation der deutschen 
Wirtschaft.

Die Kostenabschätzung befasst sich ausschließlich mit dem errechneten Aufwand für die 
Wirtschaft. Außer Acht gelassen wird, wie die Wirtschaft über resilientere Lieferketten und 
geringere Reputationsrisiken selbst profitieren kann. Der gesellschaftliche Kosten-Nutzen-
Faktor wird ebenfalls gänzlich ignoriert. 

Des Weiteren ergeben erste Datensätze zu den Kosten von Finanzberichterstattung im 
Vergleich zur Nachhaltigkeitsberichterstattung, dass die Finanzberichterstattung auch mit 
den ESRS um ein Vielfaches kostenintensiver ist. 

Zudem trägt die unklare Situation auch zur Rechtsunsicherheit bei. Unternehmen, die schon 
in Prozesse investiert haben, fragen sich nun, ob sie diese wieder abwickeln sollen. Das Hin 
und Her zu Regularien unter dem European Green Deal verkompliziert unternehmerische 
Planungsprozesse. Finnische Unternehmen haben in einer vom finnischen Auswärtigen Amt 
finanzierten Studie auf die problematische Rechtsunsicherheit hingewiesen.10 Auch viele 
deutschen Unternehmen dürfte dies als Problem sehen.

2. Digitales Tagging
Wir begrüßen ausdrücklich den Vorschlag des Referentenentwurfs, Nachhaltigkeitsberichte 
mit einem XBRL-basierten digitalen Tagging zu versehen. Ein solches strukturiertes, 
maschinenlesbares Format ist eine zentrale Voraussetzung für effektive, vergleichbare und 
transparente Nachhaltigkeitsberichterstattung. Es ermöglicht:

● die automatisierte Auswertung von Nachhaltigkeitsdaten durch Aufsichtsbehörden, 
Analyst:innen, NGOs und andere Stakeholder,

● Benchmarking-Prozesse zwischen Unternehmen auf Basis standardisierter 
Indikatoren,

● die Verbesserung der Datenqualität durch klar definierte, einheitlich verwendete 
Begriffe,

● sowie die technische Integration in bestehende ESG-Managementsysteme und 
Plattformen.

10   https://www.business-humanrights.org/en/latest-news/finland-eu-regulatory-uncertainty-is-among-  
biggest-concern-for-finnish-companies-study-on-eu-sustainability-regulations-finds/ 
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Daten, die aus den ESRS generiert werden, wie auch dem ESRS E1 Business Conduct, 
sind für Organisationen der Zivilgesellschaft wichtig, um die Arbeit effizienter und 
wirkungsvoller zu gestalten. Je präziser und standardisierter diese Daten getaggt werden, 
desto anwenderfreundlicher gestaltet sich deren Nutzung.

Positiv ist zudem, dass sich der Entwurf nun wieder an der Aufstellungslösung orientiert, die 
rechtlich EU-konform ist. Die zunächst von Teilen der Bundesregierung bevorzugte 
„Offenlegungslösung“ – also erst beim Einstellen der Berichte in das Unternehmensregister 
zu taggen – hätte zentrale Ziele der CSRD unterlaufen. Die Rückkehr zur Aufstellungslösung 
ist daher folgerichtig und entspricht auch den Anforderungen der EU-Rechtslage. Gleichwohl 
ist zu erwarten, dass Wirtschaftsverbände hier Kritik äußern werden – vor dem Hintergrund 
von kurzfristigem Umsetzungsaufwand. Diese Kritik darf jedoch nicht dazu führen, dass die 
digitale Transformation nachhaltigkeitsbezogener Unternehmensdaten erneut verwässert 
wird.

3. Abschlussprüfung
Mit Blick auf die Prüfung der Nachhaltigkeitsberichterstattung kritisieren wir ausdrücklich, 
dass der Referentenentwurf ausschließlich Wirtschaftsprüfungsgesellschaften (WPG) mit 
Zusatzqualifikation zur Durchführung der Prüfung zulassen will. Damit wird eine zentrale 
Funktion der Corporate Sustainability Reporting Directive (CSRD) in die Hände weniger 
marktbeherrschender Akteure gelegt – insbesondere der sogenannten „Big 4“. Diese 
Konzentration konterkariert nicht nur das Ziel einer pluralen und qualitätsgesicherten 
Prüfungslandschaft, sondern ignoriert auch die notwendige fachliche Breite, die zur 
Bewertung komplexer Nachhaltigkeitsthemen erforderlich ist.

Besonders problematisch ist die hohe strukturelle Gefahr von Interessenkonflikten, die sich 
aus der Mehrfachrolle vieler großer Wirtschaftsprüfungsgesellschaften ergibt: Sie prüfen 
nicht nur, sondern beraten gleichzeitig dieselben Unternehmen auch bei der Entwicklung 
ihrer Nachhaltigkeitsstrategien und Berichterstattung. Diese Doppelfunktion steht dem 
Anspruch an eine unabhängige, kritische Prüfung diametral entgegen und gefährdet die 
Glaubwürdigkeit der Nachhaltigkeitsberichterstattung. Die fehlende institutionelle Trennung 
zwischen Beratung und Prüfung hat bereits im Finanzsektor zu systemischen Problemen 
geführt – ein solcher Fehler darf im Bereich Nachhaltigkeit nicht wiederholt werden.

Die ursprüngliche Absichtserklärung aus dem Koalitionsvertrag der Ampel-Regierung, die 
Öffnung der Prüfkompetenz über die klassischen Wirtschaftsprüfer:innen hinaus zu prüfen, 
wurde im aktuellen Entwurf vollständig gestrichen. Dass das BMJ diesen Ansatz nicht 
einmal mehr erwähnt, stellt einen politischen Rückschritt dar, der zugunsten etablierter 
wirtschaftlicher Interessen erfolgt und auf Kosten fachlicher Qualität, Wettbewerbsvielfalt 
und Unabhängigkeit geht. Die fachliche Expertise zur Prüfung etwa von Klimabilanzen, 
Biodiversitätsrisiken, Lieferkettenverantwortung oder sozialen Auswirkungen liegt häufig bei 
spezialisierten Nachhaltigkeits- oder Umweltgutachter:innen – nicht bei klassisch 
ausgebildeten Finanzprüfer:innen.

Wir fordern daher:

● Die Prüfberechtigung muss ausdrücklich auf akkreditierte Umwelt- und 
Sozialgutachter*innen ausgeweitet werden – etwa nach ISO 14001, EMAS, SAAS 
oder vergleichbaren Standards.

● § 324e Abs. 2 HGB-E sollte um die Möglichkeit erweitert werden, dass auch 
lizenzierte Nachhaltigkeitsprüfer*innen als Verifizierer:innen tätig werden können.

● Es sollte ein öffentlich zugängliches Register qualifizierter Prüfer*innen geschaffen 
werden, um Transparenz und Auswahlmöglichkeiten zu fördern.



Darüber hinaus braucht es Stakeholder-Kommissionen zur Weiterentwicklung der 
Prüfstandards – insbesondere um sicherzustellen, dass diese auch ökologische und 
menschenrechtliche Fragestellungen adäquat abbilden.

Eine einseitige Fixierung auf die Wirtschaftsprüferbranche ist nicht nur innovationsfeindlich, 
sondern auch riskant mit Blick auf Monopolbildung, Interessenkonflikte und mangelnde 
Fachtiefe. Statt eines geschlossenen Marktes braucht es eine breite, fachlich fundierte und 
unabhängige Prüfinfrastruktur, die der Bedeutung und Komplexität von Nachhaltigkeit 
gerecht wird.

4. Interessenkonflikte und Vertragsbruch beim 
DRSC
Mit großer Verwunderung kritisieren wir, dass der ursprünglich im Referentenentwurf vom 
Herbst 2024 vorgesehene Prüfauftrag zur Rolle des Deutschen Rechnungslegungs 
Standards Committee e. V. (DRSC) im finalen Entwurf ersatzlos gestrichen wurde. Selbst 
das war unter der ehemaligen Regierung nur ein Kompromiss, denn es kamen auch 
Forderungen auf, die Strukturen gänzlich neu zu überarbeiten. Eigentlich bedarf es aufgrund 
der Interessenkonflikte des DRSC einer Ablösung, wie von der Zivilgesellschaft gefordert.11 
Diese Entscheidung ist unverantwortlich und wir würden gerne explizit auf die 
Veröffentlichung auf Lobbypedia: “Einfluss auf die Standards zur 
Nachhaltigkeitsberichterstattung” hinweisen12. Die Standardsetzung im Bereich der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung hat gesamtgesellschaftliche Relevanz – es geht um nicht 
weniger als die regulatorische Grundlage für Klimaschutz, soziale Gerechtigkeit und 
menschenrechtliche Verantwortung in der Wirtschaft. Derzeit übernimmt der DRSC diese 
Funktion, obwohl gravierende strukturelle Defizite bestehen: Er ist ein über Mitglieder 
finanzierter Verein mit enger Anbindung an Großunternehmen, Wirtschaftsprüfer und 
Finanzdienstleister, ohne explizites Mandat für Nachhaltigkeit und ohne die notwendige 
Repräsentanz von Umwelt-, Menschenrechts- oder Gewerkschaftsorganisationen. Die 
Satzung des DRSC orientiert sich am „gesamtwirtschaftlichen Interesse“13 und lässt das im 
Vertrag mit dem BMJV genannte und vor das gesamtwirtschaftliche Interesse gestellte 
öffentliche Interesse weg14. Eine Anfrage über das Informationsfreiheitsgesetz gestellte 
Anfrage ergab, dass das “gesamtwirtschaftliche Interesse” nur Einzug in den Vertrag 
zwischen BMJV und dem DRSC erhielt, weil das DRSC zu sehr die Interessen von 
Großkonzernen und zu wenig die Interessen des Mittelstands vertreten hat. Ein Blick auf die 
derzeitigen Mitgliedsverhältnisse beim DRSC legt nahe, dass sich daran nicht viel geändert 
hat. Zudem legt ein von Germanwatch und NABU in Auftrag gegebenes Rechtsgutachten 
nahe, dass der Paragraf 342q des Handelsgesetzbuches als Mandat für die Aktivitäten des 
DRSC bei EFRAG im Bereich der Nachhaltigkeitsberichterstattung nicht ausreicht (siehe 
Anhang 1). Diese Sichtweise wird durch einen Brief des Verwaltungsrates des DRSC vom 
26.5.2021 an das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz untermauert, 

11https://www.bnw-bundesverband.de/interessenkonflikte-im-standardsetzungsprozess-neustart-  
noetig 
12https://lobbypedia.de/wiki/Einfluss_auf_die_Standards_zur_Nachhaltigkeitsberichterstattung   
13Präambel: “Die Gründung des Vereins erfolgt mit dem Ziel, die Fortentwicklung der 
Rechnungslegung im gesamtwirtschaftlichen Interesse unter Be-
teiligung der fachlich interessierten Öffentlichkeit, insbesondere der an der Rechnungs-
legung Beteiligten, zu fördern;” 
https://www.drsc.de/app/uploads/2022/07/220701_DRSC_Satzung.pdf 
14§1 (1) “Bei der Erfüllung der übertragenen Aufgaben ist das öffentliche, insbesondere auch das 
gesamtwirtschaftliche Interesse zu berücksichtigen.” 
https://www.drsc.de/app/uploads/2017/03/111202_SV_BMJ-DRSC.pdf 
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denn der DRSC bittet darin das BMJV15: “Das DRSC sollte nach Ansicht seines 
Verwaltungsrates in seiner Funktion als neutrale, dem Gesamtwohl der deutschen Wirtschaft 
verpflichtete Institution gesetzlich mandatiert werden, neben der Finanzberichterstattung 
auch im Bereich der Nachhaltigkeit diese Scharnierfunktion zu übernehmen”.

Vor diesem Hintergrund wäre eine kritische Überprüfung der Struktur und Ausrichtung des 
DRSC durch eine unabhängige Evaluierung zwingend erforderlich gewesen. Dass das BMJ 
diesen Prüfauftrag stillschweigend gestrichen hat, entzieht sich jeder nachvollziehbaren 
Begründung und erweckt den Eindruck politischer Rücksichtnahme auf die oben genannten 
Lobbyakteure großer Unternehmen, die auch im Verwaltungsrat des DRSC sehr dominant 
vertreten sind16. Es gibt erhebliche Überschneidungen in den Mitgliedschaften des DRSC mit 
wirtschaftlichen Lobbyverbänden, wie dem Deutschen Aktieninstitut e.V.17 In einer solchen 
Konstellation staatliche Hoheitsaufgaben zu übergeben erscheint im Sinne staatlicher 
Verantwortung für das Gemeinwohl inakzeptabel. Eine Klageprüfung mit Basis des 
Rechtsgutachtens (Anhang 1) behalten wir uns ausdrücklich vor.

Es gäbe Alternativen zu den jetzigen Strukturen. Beispielsweise wäre eine tiefgreifende 
strukturelle Reform mit dem Ziel einer ausgewogenen Zusammensetzung von 
Organisationen, staatlichen Institutionen und Unternehmen möglich. Um die Finanzierung zu 
sichern, wäre eine Pflichtabgabe für die Unternehmen eine denkbare Option. Zudem könnte 
geprüft werden, inwiefern sowohl der Rat für Nachhaltige Entwicklung als auch das 
Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle in der Lage sind, die Rolle des DRSC zu 
übernehmen und somit die Standardsetzung wieder von gesellschaftlichen und nicht 
Privatinteressen leiten zu lassen.

15§1 (1) “” https://www.drsc.de/app/uploads/2021/05/210526_DRSC_SN_BMJV_CSRD.pdf 
16https://www.drsc.de/organe-und-gremien/   
17https://lobbypedia.de/wiki/Deutsches_Aktieninstitut   
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Anhang 1: Gutachten zur (fehlenden) Legitimation des DRSC im Bereich der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung und den rechtlichen Anforderungen an eine 
notwendige Anpassung der Rechtsgrundlage in § 342q HGB

https://www.germanwatch.org/sites/default/files/20240416_gutachten_ss_342q_hgb.pdf 
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